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BGHZ: nein

AGBG § 13

Wer verurteilt ist, eine Bestimmung in seinen All­
gemeinen Geschäftsbedingungen nicht mehr zu verwen­
den, darf sich auch bei der Abwicklung bereits ab­
geschlossener Verträge nicht mehr auf diese Bestim 
mung berufen.

BGH, Urt. v. 11. Februar 1981 - VIII ZR 335/79 - KG Berlin
LG Berlin



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

V e r s ä u m n i s -
Ver kündet am
11. Februar 1981 S c h e i b 1 , 
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter

in dem Rechtsstreit ^cr

VIII ZR 335/79 URTEIL

des Vereins zum Schutz der Verbraucher gegen unlauteren 
Wettbewerb (Verbraucher schütz verein) e.V., vertreten durch 
die Vorsitzende des Vorstandes, Frau Dr. Thea in

und deren Stellvertreterin. Frau Dr. Gabriele
Straße 01 in B M H 0 B B ,

* ' % i
Klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevöllmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

die Firma HjNBVMöbelgesellschaft mbH & Co. KG, ver­
treten durcn die Firma H]B Verwaltungs- und Beteiligungs- 
Gesellschaft mbH, diese Vertreten durch ihre Geschäfts­
führer, Kauffrau Hildegard K
mann Kurt K^B00P, PfÄstraße r  ~

und Kauf-

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigte 

II. Instanz:
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 11, Februar 1981 
durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter 
Dr. Hiddemann, Wolf, Dr. Skibbe und Treier

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel des Klägers werden das Ur­
teil des 23. Zivilsenats des Kammergerichts Berlin vom 4. Juli 1979 und das Urteil der Zi­
vilkammer 26 des Landgerichts Berlin vom 
14. Dezember 1978 insoweit abgeändert, als zum 
Nachteil des Klägers erkannt worden ist.
Das landgerichtliche Urteil wird in Nr. 1 wie 
folgt neu gefaßt:

Die Beklagte wird verurteilt, es bei Ver­
meidung eines für jeden Fall der Zuwider­
handlung festzusetzenden Ordnungsgeldes 
bis zu IM 10.000,— , ersatzweise Ordnungs­
haft, oder einer Ordnungshaft bis zu sechs 
Monaten, zu vollstrecken an den Geschäfts­
führern der persönlich haftenden Gesell­
schafterin der Beklagten, zu unterlassen, 
die nachfolgende oder eine ihr inhalts­
gleiche Bestimmung in künftig abzuschlies- 
sende Kaufverträge über neue Möbel durch 
Allgemeine Geschäftsbedingungen einzube­
ziehen sowie sich auf diese Bestimmung bei 
der Abwicklung derartiger, nach dem 
1. April 1977 abgeschlossener Verträge zu 
berufen,
soweit es sich nicht um Verträge mit einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts, 
einem öffentlich-rechtlichen Sondervermögen oder einem Kaufmann handelt, wenn dieser 
Vertrag zum Betrieb seines Handelsgewerbes gehört:
"Nach Ablauf der vereinbarten Lieferfrist 
ist der Käufer berechtigt, uns schrift­
lich eine vierwöchige Nachfrist - begin­
nend vom Tage der schriftlichen Inverzug­
setzung durch den Käufer - zur Lieferung 
zu setzen und bei Nichteinhaltung dieser 
Frist vom Vertrag zurückzutreten."

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Von Rechts wegen
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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Tatbestand

Die Beklagte - eine GmbH & Co. KG - verkauft in 
ihrem Einzelhandelsgeschäft neue Möbel. Ihren Kaufver­
trägen legt sie ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
zugrunde, die zur Lieferfrist folgendes bestimmen:

“Nach Ablauf der vereinbarten Lieferfrist 
ist der Käufer berechtigt, uns schriftlich 
eine vierwöchige Nachfrist - beginnend vom 
Tage der schriftlichen Inverzugsetzung 
durch den Käufer - zur Lieferung zu setzen 
und bei Nichteinhaltung dieser Frist vom 
Vertrag zurückzutreten."

Der Kläger - ein Verbraucherschutzverein - hält 
diese Klausel gemäß § 10 Nr. 2 des Gesetzes zur Rege­
lung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGBG) deswegen für unwirksam, weil die einheitlich 
auf vier Wochen bemessene Nachfrist unangemessen lang 
sei. Er hat die Beklagte auf Unterlassung in Anspruch 
genommen und von ihr verlangt, im nichtkaufmännischen 
Rechtsverkehr nicht nur in künftig abzuschließende Ver­
träge diese Klausel nicht mehr aufzunehmen, sondern sich 
auch bei der Abwicklung bereits abgeschlossener Verträge 
nicht mehr auf diese Klausel zu berufen.

Das Landgericht hat dem Unterlassungsbegehren des 
Klägers nur für künftig abzuschließende Verträge ent­
sprochen, dagegen die Klage insoweit abgewiesen, als der 
Beklagten auch die Berufung auf diese Klausel bei be­
reits abgeschlossenen Kaufverträgen untersagt werden 
soll. Die von dem Kläger gegen dieses Urteil eingelegte 
Berufung hatte keinen Erfolg. Mit der zugelassenen Re­
vision verfolgt der Kläger seinen Antrag auf umfassende 
Verurteilung der Beklagten weiter. Die Beklagte war im 
Revisionsrechtszug nicht vertreten.
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EntscheldungBßründo

Das Berufungsurteii hält den Angriffen der Revi­
sion nicht stand.

I. Es geht im Revisionsrechtszug ausschließlich um 
die Frage, ob im Verfahren nach §§ 13 ff AGBG der Ver­
wender einer nach Maßgabe der §§ 9 bis 11 AGBG unwirk­
samen Klausel verpflichtet werden kann, sich auch bei 
Verträgen, die nach dem 1. April 1977, aber vor Erlaß 
des Unterlassungsurteils abgeschlossen sind, seinen Kun­
den gegenüber auf eine derartige Klausel nicht mehr zu 
berufen. Das Berufungsgericht hat diese Frage verneint. 
Es ist der Ansicht, daß bereits nach dem Wortlaut des
§ 13 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 1 AGBG sowie nach dem Wesen 
der - nur auf zukünftiges Verhalten gerichteten - Unter­
lassungspflicht der Verwender von Allgemeinen Geschäfts­
bedingungen lediglich hinsichtlich künftig abzuschließen 
der Verträge auf Unterlassung in Anspruch genommen wer­
den könne. Für ein Verbot, bereits bestehende Verträge 
nach Maßgabe der unwirksamen Klausel abzuwickeln, fehle 
es - möge dies im Ergebnis auch unbillig erscheinen - 
an einer gesetzlichen Grundlage.

II. Diese Ansicht des Berufungsgerichts hält einer 
rechtlichen Nachprüfung nicht stand.

1. Die Frage, ob im Verfahren nach §§ 13 ff AGBG 
der Verwender einer unwirksamen Klausel auch hinsicht­
lich der noch offenen Abwicklung bereits abgeschlossener 
Verträge auf Unterlassung in Anspruch genommen werden 
kann, ist im Schrifttum umstritten. Löwe (in Löwe/Graf 
von Westphalen/Trinkner, AGBG § 17 Rdn. 33 und § 21 
Rdn. 20 f) und Schlosser (in Schlosser/Coester-WaltJen/
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Graba, AGBG § 13 Rdn. 35 und § 21 Rdn. 6; derselbe in 
Staudinger, BGB 12. Aufl. AGBG § 13 Rdn. 29) bejahen 
diese Frage unter Hinweis darauf, daß andernfalls der 
mit dem Verfahren nach §§ 13 ff AGBG beabsichtigte 
Rechtsschutz des Vertragspartners eines Verwenders un­
wirksamer Klauseln unvollständig sei. Andere verneinen 
- mit unterschiedlicher Begründung - eine Unterlassungs­
pflicht hinsichtlich bereits abgeschlossener Verträge 
(vgl. etwa Hensen in Ulmer/Brandner/Hensen, AGBG 3. Aufl.
§ 21 Rdn. 4; Rebmann in Dietlein/Rebmann, AGB aktuell 
§ 21 Rdn. 2; Heinrichs in Palandt BGB 40. Aufl. AGBG 
§ 21 Anm. 3 c; Koch/Stübing, AGBG § 13 Rdn. 19; Gerlach 
in MünchKomm AGBG § 13 Rdn. 23; Hohmann JZ 1975, 590,
594 unter III, 4 a.E.).

2. Der Senat teilt die von Löwe (aaO) und Schlos­
ser (aaO) vertretene Ansicht.

a) Aus dem Wortlaut des § 13 Abs. 1 AGBG lassen 
sich keine zwingenden Schlüsse für die Beantwortung der 
hier streitigen Frage herleiten. Zwar kann nach dieser 
Bestimmung nur derjenige auf Unterlassung in Anspruch 
genommen werden, der in Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
unwirksame Bestimmungen verwendet; und § 1 Abs. 1 Satz 1 
AGBG bezeichnet in einem Klammerzusatz alle diejenigen 
als »Verwender"» die der anderen Vertragspartei bei Ab­
schluß des Vertrages vorformulierte Vertragsbedingungen 
stellen. Überzeugend weist jedoch Schlosser (bei Stau­
dinger aaO § 13 Rdn. 13) darauf hin, daß der Klammerzu­
satz in § 1 Abs. 1 AGBG - einer Bestimmung, die im übri­
gen in erster Linie die Definition der »Allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen" zum Inhalt hat - offensichtlich ledig­
lich die unterschiedliche Funktion der beiden am Ver­
tragsschluß beteiligten Parteien darstellen soll. Eine
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gesetzliche Regelung dahingehend, daß nur derjenige, 
der seine vorformulierten Bedingungen bei Abschluß des 
Vertrages dem anderen Vertragsteil stellt, als Verwen­
der gemäß § 13 Abs. 1 AGBG auf Unterlassung in Anspruch 
genommen werden kann, nicht dagegen auch derjenige, der 
sich später auf eine bei Vertragsabschluß - wenn auch 
unwirksam - zum Vertragsinhalt erhobene Klausel beruft, 
läßt sich jedenfalls allein aus dem Wortlaut der §§ 1 
Abs. 1, 13 Abs. 1 AGBG nicht herleiten (so auch Löwe 
aaO § 17 Rdn. 33; a. M. insbesondere Hensen aaO § 21 
Rdn. 4, Gerlach aaO § 13 Rdn. 23 und Rebmann aaO § 21 
Anm. 2).

b) Auch die Entstehungsgeschichte des § 13 AGBG 
ermöglicht keine zwingenden Rückschlüsse auf den Rege­
lungsbereich dieser Bestimmung. Zwar ist die Regelungs­
bedürftigkeit der hier umstrittenen Frage im Gesetzge­
bungsverfahren erkannt worden. Schon die vom Bundes­
minister der Justiz eingesetzte Arbeitsgruppe zur Ver­
besserung des VerbraucherSchutzes gegenüber Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, auf deren Vorarbeiten der Regie­
rungsentwurf und die späteren Beratungen der gesetzge­
benden Körperschaft zum AGB-Gesetz maßgeblich aufbauen, 
hat in ihrem Ersten Teilbericht vom 26. März 1974 (siehe 
dort S. 115) die Ansicht vertreten, daß diejenigen Ver­
träge, denen der zur Unterlassung verurteilte Teil 
seine unwirksamen Allgemeinen Geschäftsbedingungen be­
reits früher zugrunde gelegt habe, in ihrer Wirksamkeit 
von dem Unterlassungsgebot nicht berührt würden; die 
Arbeitsgruppe hat dementsprechend in ihrem Zweiten Teil­
bericht vom März 1975 unter These 11 die Erstreckung 
einer Bindungswirkung des Unterlassungsurteils auch 
auf bereits vor deren Rechtskraft abgeschlossene Ver­
träge, soweit sie nicht schon vollständig abgewickelt



- 7 -

seien, vorgeachlagen (S. 47 ff). Und auch der Rechts­
ausschuß des Bundestages scheint bei seinen Beratungen 
davon ausgegangen zu sein, daß die später Gesetz ge­
wordene Fassung eine solche Bindungswirkung nicht ent­
hält (BT-Drucks. 7/5422 S. 13 zu § 21). Insgesamt haben 
jedoch diese im Gesetzgebungsverfahren angestellten Er­
wägungen - wie oben unter a) dargelegt - im Gesetzes­
wortlaut keinen hinreichend deutlichen Niederschlag 
gefunden.

c) Entscheidend ist mithin auf den mit der Schaf­
fung der Unterlassungsklage (§§ 13 ff AGBG) beabsich­
tigten Zweck abzustellen. Dieser gebietet aber notwen­
dig eine Erstreckung der nach § 13 Abs. 1 AGBG ausge­
sprochenen Unterlassungspflicht auch auf Verträge, die 
unter Einbeziehung der später für unwirksam erklärten 
Klausel bereits vor Erlaß des Unterlassungsurteils ab­
geschlossen sind.

aa) Wie der Senat wiederholt ausgeführt hat, ver­
folgt das Verfahren nach §§ 13 ff AGBG den Zweck, den 
Rechtsverkehr von sachlich unangemessenen Klauseln frei­
zuhalten. Insbesondere soll die den Verbänden einge­
räumte Klagebefugnis verhindern, daß sich eine rechts­
unkundige Vertragspartei, wenn ihr von dem Verwender eine 
nach §§ 9 ff AGBG unwirksame Klausel entgegengehalten 
wird, von vorneherein von einer Geltendmachung und 
Durchsetzung ihrer Rechte abhalten läßt (vgl. Senats­
urteile vom 28. November 1979 - VIII ZR 317/78 = WM 1980,
130 « NJW 1980, 831 und vom 28. Januar 1981 - VIII ZR 165/79). 
Dieser Schutz würde aber nur unvollkommen erreicht, wenn 
es dem Verwender einer im Verfahren nach §§ 13 ff AGBG 
für unwirksam erklärten Klausel gestattet wäre, sich 
gleichwohl im Rechtsverkehr bei der Abwicklung bereits
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vorher abgeschlossener Verträge und damit bei der 
Durchsetzung seiner Rechte noch auf eine derartige - 
wie er weiß - unwirksame Klausel zu berufen, und wenn 
es damit weitgehend vom Zufall abhinge, ob der Vertrags­
partner es zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung 
kommen läßt und in diesem Individualrechtsstreit zwi­
schen Verwender und Kunden das Gericht die Unwirksam­
keit der Klausel feststellt.

bb) Aber auch der mit § 21 AGBG verfolgte Zweck, 
widerspruchsvolle gerichtliche Entscheidungen über die 
Unwirksamkeit einer Klausel zu vermeiden, würde nur 
unvollkommen erreicht, wenn die Bindung des im Indi­
vidualrechtsstreit entscheidenden Gerichts an ein im 
Verfahren nach §§ 13 ff AGBG erlassenes Urteil diejeni­
gen Fälle nicht erfassen würde, in denen der Verwender 
sich in einem vor Erlaß des Urteils abgeschlossenen Ver­
trag auf eine solche Klausel beruft. Soweit ausnahms­
weise im Individualrechtsstreit der Betroffene sich auf 
die Unwirksamkeit einer solchen Klausel - aus welchen 
Gründen auch immer - nicht beruft, verstößt der Verwen­
der deswegen nicht gegen das Unterlassungsgebot, weil 
es dann auch auf seiner Seite an einer "Berufung" auf 
eine unwirksame Klausel und damit an einem Verwenden im 
Sinne der §§ 13, 21 Satz 1 AGBG fehlt.

cc) Schutzwürdige Belange des Verwenders einer 
unwirksamen Klausel werden durch diese - vom Normzweck 
her gebotene - Auslegung des § 13 Abs. 1 AGBG nicht 
berührt. Insbesondere enthält sie keine mit dem Unter­
lassungsgebot nicht zu vereinbarende Verpflichtung, 
die Folgen einer zunächst vereinbarten, nachträglich 
als unwirksam festgestellten Klausel rückwirkend zu 
beseitigen. Von dem Verwender einer solchen Klausel 
wird nicht verlangt, bereits abgewickelte Verträge rück-



abzuwickeln oder den Vertragspartner von sich aus vor­
sorglich auf die Unangemessenheit der Klausel aufmerk­
sam zu machen. Die Unterlassungspflicht des Verwenders 
geht vielmehr - für die Zukunft und damit ohne Rück­
wirkung - lediglich dahin, sich bei der Durchsetzung 
seiner Rechte nicht auf die unwirksame Klausel zu be­
rufen, sie insoweit nicht zu "verwenden” und lediglich 
nach Maßgabe des dispositiven Rechts (§6 Abs. 2 AGBG) 
vorzugehen. Ein schutzwürdiges Vertrauen des Verwenders 
wird dadurch nicht beeinträchtigt. Ganz abgesehen da­
von, daß die Verwendung einer nach §§ 9 ff AGBG unwirk­
samen Klausel, auch wenn ihre Unwirksamkeit erst später 
gerichtlich festgestellt wird, kein Vertrauen recht­
fertigt, wird dem Verwender im Verfahren nach §§ 13 ff 
AGBG rechtzeitig Gelegenheit gegeben, sich vorsorglich 
in seinen Dispositionen auf eine etwa zu erwartende Un­
terlassungspflicht einzustellen. Soweit schließlich - 
etwa bei Koch/Stübing (aaO § 13 Rdn. 19) - die Ansicht 
vertreten wird, angesichts der mit der Unterlassungs­
pflicht verbundenen Strafbewehrung (§ 890 ZPO) sei eine 
extensive Auslegung des § 13 Abs. 1 AGBG auf einen "so 
diffusen Sachverhalt wie das Berufen auf eine unwirksame 
Klausel" unzulässig, ist darauf hinzuweisen, daß die de­
taillierten Anforderungen an die Urteilsformel im Unter­
las sung s verfahren (§ 17 AGBG) dem Betroffenen die sich 
für ihn künftig ergebenden Pflichten hinreichend deut­
lich vor Augen führen.

III. Mit Recht erstrebt daher der Kläger die Er­
streckung der Unterlassungspflicht auch auf diejenigen 
Fälle, in denen die Beklagte die nach § 10 Nr. 2 AGBG 
unwirksame Klausel bereits durch ihre Allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen in einen vor Urteilserlaß abgeschlos­
senen, aber noch nicht abgewickelten Vertrag eingeführt 
hat und sich nach Urteilserlaß zur Durchsetzung ihrer



Rechte auf diese Klausel berufen will. Das angefochte- 
ne Urteil war mithin abzuändern. Die Kostenentscheidung 
beruht auf § 91 ZPO, die Entscheidung über die vorläu­
fige Vollstreckbarkeit auf § 708 Nr. 2 ZPO.

Braxmaier
Dr. Skibbe

Dr. Hiddemann
Treier

Wolf
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